


Begründung  zur Änderung des Flächennutzungsplans in 
Saarbrücken Malstatt - „Am Torhaus“ 

 
Die Änderung des Flächennutzungsplans dient dazu, der gewerblichen Nutzung in diesem 
Abschnitt des Fischbachtals Vorrang einzuräumen und die weitere Ansiedlung großflächiger 
Einzelhandelsbetriebe aus städtebaulichen Gründen zu verhindern. Die beabsichtigte Ände-
rung betrifft die gewerbliche Randbebauung auf der westlichen Seite der Straße Am Torhaus 
vom Grundstück Nr. 36 im Süden bis 25 im Norden.  
 
Das südliche Drittel dieses Areals liegt brach; zur Brachfläche gehört auch das erheblich mit 
Bodenverunreinigungen belastete Grundstück Nr. 33. Im Ergebnis eines von der Landes-
hauptsstadt Saarbrücken in Auftrag gegebenen Gutachtens sind für letztere Fläche erheb-
liche Bodenverunreinigungen festgestellt worden, die bei der künftigen Nutzung zu berück-
sichtigen sind. Sie wird daher gekennzeichnet als „Fläche, deren Böden erheblich mit um-
weltgefährdenden Stoffen belastet sind“.  
Im Planungsgebiet muss mit Munitionsfunden gerechnet werden. 
 
Über das brachliegende Grundstück verläuft eine Abwasserleitung der Saarbrücker Stadt-
werke von der Straße zum Fischbach. Sie ist bei Baumaßnahmen zu berücksichtigen. 
 
Im Planungsgebiet grenzt im Westen an den Fischbach; bei der Umsetzung der Planung ist 
darauf zu achten, dass gemäß § 56 Abs. 4 Saarl. Wassergesetz ein 5 m breiter Randstreifen 
entlang des Bachs freigehalten wird. 
 
Mit Rücksicht auf die nördlich angrenzende Wohnbebauung erhält die geplante Darstellung 
als „gewerbliche Baufläche“ einen „Immissionsschutzhinweis“, über den im parallel aufge-
stellten Bebauungsplan  entsprechende Festsetzungen mit Beschränkungen für die gewerb-
liche Nutzung getroffen werden müssen.  

Durch die aufgegebenen gewerblichen Nutzungen auf den beiden brach liegenden Grund-
stücken ist bereits ein flächiger Eingriff in Natur und Landschaft vorhanden bzw. durch die 
rechtswirksame Darstellung im Flächennutzungsplan erlaubt. Ein Ausgleich ist somit im Hin-
blick auf  § 1a Abs. 3, Satz 4 BauGB nicht erforderlich. 
 
 
Umweltbericht 
Vor der geplanten Änderung werden die Grundzüge der Planung nicht berührt. Erhebliche 
Umweltauswirkungen werden nicht erwartet.  
Durch die Kennzeichnung einer „Fläche, deren Böden erheblich mit umweltgefährdenden 
Stoffen belastet sind“, muss die einzige bekannte Umweltbeeinträchtigung im Zuge der Plan-
verwirklichung saniert werden.  
 
Die im parallelen Bebauungsplanverfahren durchgeführte Umweltprüfung kommt – für die 
Überplanung eines wesentlich größeren Geltungsbereiches – zum Ergebnis: „Insgesamt 
kann festgehalten werden, dass die kleinräumigen Änderungen im Geltungsbereich des Be-
bauungsplanes nur zu geringfügigen Beeinträchtigungen von Natur und Landschaft führen, 
die unterhalb der Erheblichkeitsschwelle bleiben.“ (Umweltbericht zum Bebauungsplan vom 
10.03.2006, aufgestellt von Geo Concept Saar GmbH und  Dr. H. Marx GmbH, S. 18) 
 
Aus den vorgenannten Gründen wurde die Änderung im vereinfachten Verfahren gemäß  
§ 13 BauGB durchgeführt und auf eine Umweltprüfung verzichtet. 
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